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226/A.Be 

zu 230/J _ A n t ~. a ',e be a. a. t wes r tun I. 
a •. \ 

Zu der Antrage der Abg.R eis man n .. ' un<l Genossea vom 2.Jwd 1948 

über den angeblich beabsiOhtigten Transport wertvoller IU1\8tachätze über See 

teilt Bundeskanzler Dr.ln-8.F i g 1 mit: 

1. Es ist richtig, dass seitens amerikaa1soher lUaeea eine Ausstell~ 

6sterreiohischer Kunstwerke in verschiedenen St~tea Amerikas angestrebt 
wu;t'de. 

2. Die ame:r1taailohen ~een sindaum grassten !eilPrivatmuseen 

und haben sich, don biahe~ durehgefakrten Vorbeapreo~,~ zutolge, zu eine~ 

"Joint Org~isation" (Zwockorgan1sation) fUr diese Ausstellung zus~enge~ 
sohlossen. Ihre Vertreter waren bevollmäohtigt, dio VereinbarungenI4it dem 

Bstcrreichischon Bundesministerium tttr tt~terriaht absulchlieasen. Die bis­

herigen Vorbespreohungen betrafen die Veraastaltuaade~ A~ •• te1IUD' als 

solche, den Transport dQr Kunststücke nach Amerika, iJuoe s."achung uaw. 
Die Frage aber, ob d1ese AusstellW1g tatsächlich atat..tti:a4~:a ao11, hat der 

Bundesminister für Unte~rlcht der Zustimmung des ~n1stezrates vorbehalten, 
ohne einer solchen ErmäQhtigung zu bedUrten. 

Der ~nisterrat hat sich in der SitzunB Am &.Oktooer 1948 tatsächlioh 
mit der Frage der Duzohführungdiese~ Ausatelluns beschäftigt und sich die 

Besohlussfassung für einen späteren, derzeitBOoh niokt besttmmten Zeitpunkt 
vorbehalten. 

38 Bei den Vorbereitungen aller bisho~lgen Ausstellungen im Ausland 
wUrde insbesondere auoh die Frage der Versioherung der Kunstobjekte ausnahms­

los oiner sorgfältigen·und ei~gehenden Prüfung unterzogen. Hiobei wurden 
~elbstverständlich die Gründe, welche für eine Versiche~g sprachen, gegen 

jene, welohe es rätlich erscheinen liessen, VOD einer Versioherung Abstand 

_zu nehmen, gegenei~ander abgewogen. Gegen eine Versioberuag des Ausstellungs­

gutes von so beträchtlichem Wert sprach st~ts die Tatsaohe, dass die Prämie 

eine sohr erhebliche Belastung des Ausstellungsbudgeta bedeutete, ja dass bel 

besonders vorsichtiger Kalkulation der Einnahmem6g1ichkeiten meist die Gefahr 

eines Ausstellungsdetiziteszutage trat, tür welohes autzukommenweder auf 

Seite Österreichs nooh auf Seite de~ Ausstellerstaaten die Mijglichkeit gegeben 

war. Schon bei der, ersten in Zürich veranstalteten Ausstellung österreichische: 

Kunstwerke war die Frage zu entsoheiden, ob der mit der Durchführung der 
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- Ausstellung zu erzielende für ÖsterreiCll höchst vlichtige Prestigegewinn den 

Vorrang vor dem mit der Verbringung der Objekte ins ~usl~~d verbundenen Risiko 

besitzen solle. In diesen wie in allen folgenden Fällen waren sich die betei­

ligten Stellen und die Mitglieder der österreichischen Bundesregierungdarübc? 

einig, dass auf den mit Sicherhei tzu gei;YärtigendenErf'olgim Ausland in poli~ 

tiacher Hinsicht nicht verzichtet werden dürfe .. Aus dieser Erwägung ergab sich 

für Österreich die Notwendigkeit J im Interesse de'r Festigung seines Ansehens 

als Kulturstaat und zur solennen Abstattung seiner Dankesschuld an Ausstellungs·" 

staaten, welche bedeutende Beiträge zum Wiederaufbau unseres Staatswesens ge-

leistet hatten und zur Zeit n()ch lei~ten, die rait derartigen Unternehmungen 

naturgemäss verbundenen Risikos auf sich zu nchmiJn. 

Die be~glich der Versicherung der Kunstobjekte gestellte Anfrage knxul 

daher nur dahingehend beantwortet werden, nass n~oh dem derzeitigen Stand der 

Vonerhe.ndlungen nicht beabsiohtigt ist,die ins Ausland zu verschaffenden 

öst.erreichisohen Kunstobjekte gegen alle Risikos der Transporte und während des 

Aufenthaltes in den Vereinigten Staaten von li.mcrika zu ihrem vollen Wert zu 

versichern, weil der hohe Schätzwert dieser Kunstgegenstände den Abschluss eil1'~1} 

Versioherungsvertrages unter Zugrundelegung einer so hohen Versicherungsprämie 

nicht zulässt und auch die reichen Städte und Museen der Vereinigten staaten 

von AmeriktlJbaw. die zu bildende Zweckorganisation nicht in der Lage wärent 

die hiefUr erforderlichen Mittel aufzubringenc 

4~ Hinsichtlich der Bildung von Kulturfonds aus dem Reingewinn soloher 
Ausstellungen hat der Ministerrat am. lO .. Februar 1948 beschlossen, dass beab­
s1oht1gte Ver~ügungen über diese Fondsmittel dem Bundesministerium für'FinanzC:l 
so rechtzeitig bekanntzugeben sind, dass es hiezu Stellung nehmen kann. Der. R?:i-'­
gewinn hat, internationalen Ford,erungen zufolge, in den Ländern, in denen die 
Ausstellungen durchgef"uhrt werden, mit der Bestinnung zu verbleiben, dass cl' 
e1nzig und allein österreichischen Ku,1turzweckcn dient .. Durch diese im Sinne 
des genannten Ministerratsbeschlusses dem Bundesministerium für Finanzen zu­
stehendeStellungnahoe ist auch eine Kontrolle über die Ausgaben aus diesen 
Ponds (Kulturfonds) gegeben. Es trifft zu, dass die Reingewinne' der bisherigen 
ausl~dischen Ausstell~gen mit Ausnahme der in Zürich auf Grund von M1nister­
ratsboschlüssen zur Bildung von Kulturfonds verwendet wurden~ Im gegenständlioha;.,~ 
Falle liegt jedoch ein Ministerratsbeschluss nicht vor. Ausserdem unterliegt die 
Gewährung der Fonds, auch der Kontrolle 'des Rechnungshofes. Durch die Kontrolle 
des Reohnungshofes ist nach ho.Auffassung, auch das verfassungsmässigeKontroll-
reoht des Nationalrates voll gewährleistet. . 

A.bsöhliessend so:U na.ch erwähnt werden, dass die Veranstaltung derarti­
ger Ausstellungen naoh übereinstimmender AuffassWlg des Verf'assungsdienstes des 
BundeSkanzleramtes, der Bundesministerien für Unterricht und fürFinan~en einen 
Venraltungsakt. darstellt, zu dem der zuständige Bundesminister keiner ausq.rU.ck­
lichen GQsetzesermächtigung bedarf, dass aber jede Veranstaltung von Ausstell~'Ml 
ausdrüoklich der Genehmigung durch den "Minister unterliegt. 

-.-c,-.-
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